
wir dann auch noch einmal schriftlich auf den Tisch bekommen. 

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann :

Danke. Der Herr Minister hat um das Wort gebeten, und ich er­
teile es ihm.

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
ist tatsächlich so: Es besteht Handlungsbedarf. Wir haben sehr 
viel Anträge auf Niederlassung, und dem wollen wir auch nach- 
kommen. Es ist aber so, daß in den Kommunen die Anträge zwar 
vorliegen, aber dort vielfach nicht behandelt werden, das heißt, 
es scheitert an Räumlichkeiten, und es scheitert an Rahmenbe­
dingungen.

Aus dem Grund war schließlich dieser Antrag von der Fraktion 
gekommen, und ich habe ihn auch - wir standen da in Kontakt - 
unterstützt, weil ich aus vielen Gesprächen mit unseren Ärzten 
und mit dem Territorium um die Sache weiß.

Ich schlage aber folgendes Vorgehen vor: Wir sind im Ministe­
rium in der Endredaktion für eine Kassenvertragsverordnung, 
und diese Kassenvertragsverordnung ist mit den Kammern, mit 
den Ärzteverbänden, mit der Sozialversicherung und auch mit 
den KVs abgestimmt. Wie gesagt, es ist eine Endredaktion da. 
Und in dieser Vertragsverordnung wird das Niederlassungs­
recht für Ärzte und Zahnärzte völlig neu geregelt. Analog ist in 
der Endredaktion - und das ist so zu sehen, daß wir die Abstim­
mung in den einzelnen Ministerien haben - auch die Umgestal­
tungsmöglichkeit für Apotheken vorgesehen.

Und jetzt mein Vorschlag, den ich zu überdenken bitte: Viel­
leicht könnten wir so verfahren, daß wir in dieser Richtung dann 
die Empfehlung gehen, daß wir im Prinzip jetzt beide Gesetzes­
anträge nicht behandeln. Denn es ist auch vom Wirtschaftsaus­
schuß vorgeschlagen worden, Durchführungsbestimmungen zu 
erlassen, und dem kämen wir von seiten des Ressorts nach. - Vie­
len Dank.

(Vereinzelt Beifall)

Anfrage von CDU/DA:

Herr Minister, Sie sprachen von einer Kassenvertragsord­
nung. Dann geht das Ganze aber am Parlament vorbei. Warum 
wird daraus kein Gesetz gemacht?

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen:

Ich bin bereit, daraus ein Gesetz zu machen. Wir würden na­
türlich damit über die Sommerpause warten müssen. Aber ich 
bin auch bereit, die Niederlassungsordnung herauszulösen und 
das als Durchführungsbestimmung isoliert in den Ministerrat 
hineinzubringen und dort beschließen zu lassen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Das sind alles Anfragen an den Herrn Minister. Lassen Sie 
noch drei zu, Herr Minister?

(Prof. Dr. Kleditzsch: Ja, bitte.)

Wolf (CDU/DA):

Herr Minister, ist es richtig, daß das dann aber nicht die Apo­
theken und die Tierärzte betreffen würde?

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen:

Das ist eine Extraordnung. Aber die ist auch fertig.

Anfrage von CDU/DA:

Herr Minister, können Sie uns den Zeitfaktor genau umreißen, 
wann diese Verordnung dann wirksam werden könnte?

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen:

Die Kassenvertragsverordnung könnte in 14 Tagen in den 
Ministerrat hineingehen. Sie würde dann wirksam, sobald sie im 
Ministerrat beschlossen ist. Wir drängen darauf, daß das schnell 
wirksam wird, weil ich wirklich diesen Handlungsbedarf kenne 
und auch einschätzen kann.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann :

Bitte, Frau Abgeordnete.

Frau Dr. Fischer (PDS):

Ich habe eine Frage, Herr Minister: Ist es so, daß zum Beispie, 
für das Apothekenwesen eine Verordnung existiert, daß ab so­
fort sämtliche Apotheken zu reprivatisieren sind, daß also ein 
Zwang in dieser Hinsicht besteht! Ich denke mir, daß das bei den 
Polikliniken auch bald so sein wird. So stellt sich jedenfalls mir in 
der Peripherie die Praxis dar.

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen:

Ja, wissen Sie, einen Zwang wollen wir ja nie ausüben, aber wir 
wollen die Möglichkeit schaffen. Und zu Fragen der Poliklinik­
neustrukturierung oder der inhaltlichen Gestaltung der Polikli­
niken habe ich mich im Ausschuß schon geäußert. Wir wollen 
auch keinen Niederlassungszwang ausüben. Das wäre aus ver­
schiedenen Bedingungen heraus nicht sozial.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Ein Geschäftsordnungsantrag? Da möchte ich aber vorher 
dem Herrn Vorsitzenden des Wirtschaftsausschusses das Wort 
erteilen. Sie hatten sich gemeldet, Herr Dr. Steinecke?

(Dr. Steinecke, Die Liberalen: Das ist nicht mehr notwendig.)

Gut. Danke. Dann bitte zur Geschäftsordnung.

Dr. Donaubauer (SPD):

Da ich das Gefühl habe, daß das Papier nicht allen zugänglich 
ist, darf ich vielleicht Vorschlägen, daß wir das noch einmal in die 
Ausschüsse zurückgehen lassen und nach einer Stunde oder je 
nachdem, wann es wieder zur Vorlage kommen kann, noch ein­
mal zur Abstimmung zur Verfügung stellen.

(Zurufe: Nein!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Sie müssen meines Erachtens genau sagen, was Sie in die Aus­
schüsse zurückverweisen wollen.

Dr. Donaubauer (SPD):

Die Gesetzesinitiative 144 a.


